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EINFüHRUNG 

1. Die Funktion des § 818 Abs. 31 im geltenden 
Bereicherungsrecht, aufgezeigt anhand seiner 

Entstehungsgeschichte 

Die Haftung aus "ungerechtfertigter Bereicherung" erfolgt nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch in zwei Schritten: Zunächst wird durch eine 
Norm - in den meisten Fällen ist dies die Vorschrift des § 812 Abs.l 
Satz 1 - die grundsätzliche Anordnung einer Haftung getroffen, der 
Verpflichtung zur Herausgabe des Erlangten. Erst danach bestimmt 
§ 818 den endgültigen Umfang der Haftung!. Nach § 818 Abs.l erstreckt 
sich die Pflicht zur Herausgabe auf die gezogenen Nutzungen und auf 
das nicht rechtsgeschäftliche Surrogat3. Ist eine Herausgabe in natura 
nicht möglich und auch kein Surrogat vorhanden, so bestimmt § 818 
Abs.2, daß Wertersatz zu leisten ist. Besondere Bedeutung bei der 
Feststellung des Haftungsausmaßes kommt Abs.3 des § 818 zu, da da-
durch die Haftung auf die noch vorhandene Bereicherung beschränkt 
wird: "Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Ersatz des Wertes 
ist ausgeschlossen, soweit der Empfänger nicht mehr bereichert ist." 
Aufgrund des § 818 Abs.3 ist demnach allein die Sphäre des Bereiche-
rungsschuldners zur Feststellung des Haftungsumfanges ausschlagge-
bend. Nur unter den sehr engen Voraussetzungen der §§ 818 Abs.4 bzw. 
819 Abs. 1, 819 Abs.2 schließt das Bürgerliche Gesetzbuch das von § 818 
Abs. 3 angeordnete Prinzip aus, um eine verschärfte Haftung nach den 
allgemeinen Vorschriften zu erreichen. 

Auf der einen Seite des gerade aufgezeigten Systems der Bereiche-
rungshaftung, im Bereich der Haftungsanordnung durch § 812 Abs. 1 
Satz 1, ist nach lebhaften Diskussionen insbesondere in den letzten zwei 
Jahrzehnten eine modeme Bereicherungslehre entstanden, die inner-
halb kurzer Frist auch die Praxis beeinflußt hat. Aufbauend auf den 
Studien Wilburgs4 und von Caemmerers5 ist ihr wesentlicher Inhalt, 

1 Paragraphen ohne nähere Angaben sind die des BGB. 
! Vgl. Koppensteiner / Kramer S. 122; Erman / Westermann § 812 Rdn.3. 
II Vgl. Erman / Westermann § 818 Rdn. 9, 14; Palandt / Thomas § 818 Anm. 

3,4. 
4 Wilburg, Die Lehre von der ungerechtfertigten Bereicherung nach öster-

reichischem und deutschem Recht. 
S Von Caemrnerer, Festschrift Lewald S. 443 ff.; ders., Festschrift Böhmer, 

S. 145 ff.; ders., Festschrift Doelle I, S. 135 ff.; ders., JZ 1962, 385 ff. 
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daß die Generalklausel des Bereicherungsrechts, § 812, eigenständige 
Kondiktionstypen in sich versammelt, die in ihren Voraussetzungen und 
Funktionen durchaus unterschiedlich zu beurteilen sind. Die neue Lehre 
stellt klar, daß in den verschiedenen Fällen ungerechtfertigter Bereiche-
rung für den Mangel des Rechtsgrundes jeweils andere Gesichtspunkte 
bestimmend sind: bei der Bereicherung durch Leistung (Leistungskon-
diktion) das Fehlen eines internen Schuldverhältnisses, kraft dessen die 
Leistung dem Empfänger gebührt hätte; bei der Bereicherung aus frem-
dem Gut der Zuweisungsgehalt des betroffenen Rechts'. Durchgesetzt 
hat sich ferner eine gegenstandsbezogene Betrachtungsweise des Berei-
cherungsanspruchs7• Voraussetzung für die Entstehung eines Bereiche-
rungsanspruchs im Sinne von § 812 Abs. 1 Satz 1 ist nicht eine "Berei-
cherung" in Gestalt einer geldwerten Verbesserung der Gesamtvermö-
genslage, sondern lediglich, daß der Bereicherungsschuldner durch den 
bereicherungsbegründenden Vorgang unmittelbar und primär "Etwas" 
im weitesten Sinne des Sprachgebrauchs erlangt. Erst soweit dieses 
"Etwas" nachträglich weggefallen ist und daher nicht mehr in natura 
zurückerstattet werden kann, stellt sich im Rahmen eines auf Geld ge-
richteten Wertersatzanspruchs gemäß § 818 Abs.2 die Frage nach der 
"Bereicherung" im Sinne von § 818 Abs. 38• 

Auf der anderen Seite des Systems, beim Haftungsausmaß, steht da-
gegen noch weiterhin die traditionelle Lehre zu § 818 Abs. 3, wenn auch 
in erheblichem Umfang bestritten', im Vordergrund. Danach ist zwar 
auch der Bereicherungsausgleich zunächst gegenstandsbezogen - soweit 
Naturalrestitution möglich ist _10, die "Bereicherung" im Sinne des 
§ 818 Abs. 3 ist jedoch als Vermögensdifferenz aufzufassen, als überschuß 
aller dem gutgläubigen nicht verklagten Empfänger aus dem Bereiche-
rungsvorgang entstandenen Vorteile über die damit zusammenhängen-
den Nachteile11• Aus dieser Überlegung leitet man her, daß der Emp-
fänger als Minderung der Bereicherung alle Nachteile absetzen darf, 
die ihm anläßlich oder als Folge des Erwerbs entstanden sind oder durch 
die Rückgewähr entstehen würden. Das Risiko für den Fortbestand der 
Vermögensmehrung bei dem Bereicherungsempfänger trägt damit allein 

11 Wilburg, S. 10 ff.; von Caemmerer, Festschrift Rabel, S. 342 ff. (353); Esser 
§§ 101 II 3, 104 I 3; Fikentscher § 99 II 1 u. IV; Larenz, Schuldrecht § 68 I u. II. 

7 Von Caemmerer, Festschrift Rabel S.368; Erman / Westermann § 812 Rdn. 
3; Koppensteiner / Kramer S. 121; Larenz, Schuldrecht § 70 I, II; Lieb, Ehe-
gattenmitarbeit S. 98 ff.; Batsch NJW 1972, 611 ff. 

8 Batsch NJW 1972, 612. 
9 Vgl. die übersichten bei Flessner S. 25 ff.; Palandt / Thomas § 818 Anm.6. 
10 Koppensteiner / Kramer S. 121. 
11 RGZ 163, 348 (360); BGHZ 1, 75 (81); 9, 333 (335); Erman / Westermann 

§ 818 Rdn. 32; Palahdt / Thomas § 818 Anm. 6; Soergel / Mühl § 818 Anm. 22 
und 33. 
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der Bereicherungsgläubiger12 - eine Schlußfolgerung, die den Berei-
cherungsanspruch zu einem Anspruch von wirtschaftlich minderer Qua-
lität gemacht hatl3. 

Ihre Ursache findet diese Betrachtungsweise in der Entstehungsge-
schichte des Bereicherungsrechts. Die Bereicherungshaftung des Bürger-
lichen Gesetzbuches hat sich in enger Anlehnung an das Kondiktionen-
system des Gemeinen Rechts entwickelt. Für die gemeinrechtliche Lehre 
war Grund und gleichzeitig auch Gegenstand aller Kondiktionsklagen 
die ungerechtfertigte "Bereicherung"l4, die Kondiktionen waren Anspru-
che aus der Bereicherung auf die Bereicherungl5. 

Die Kondiktionen bezweckten dabei nicht, einen ungerechtfertigten 
Erwerbsvorgang zu korrigieren oder einen bestimmten Vermögensge-
genstand dem eigentlich zuständigen Vermögen wieder zuzuführen, son-
dern sie waren darauf gerichtet, dem Beklagten die Werterhöhung zu 
nehmen, die der wie auch immer entstandene Vorteil seinem Gesamt-
vermögen gebracht hattelll• Weiterhin mußte die Bereicherung, um Ge-
genstand einer Kondiktionsklage sein zu können, "fortdauern", d. h. sie 
mußte bei Rechtshängigkeit noch vorhanden seinl7. 

Bemerkenswert ist, daß dagegen die condictio des klassisch-römischen 
Rechts, auf die sich die gemeinrechtliche Lehre berufen zu können glaub-
te, von der Rückgabe des vollen Erlangten ausging und damit eine 
Orientierung "am gleitenden Betrag der jeweiligen Bereicherung"18 
nicht kannte. Insbesondere beim Empfang von Geldbeträgen oder von 
vertretbaren Sachen befreiten Untergang oder Verbrauch nicht, da von 
vornherein nach Art des Darlehens Rückgewähr einer gleichen Summe 
oder Sache geschuldet wurdel9. 

Die Ursprünge des Dogmas von der unterschiedslosen Beschränkung 
der Haftung auf die verbliebene Bereicherung liegen dagegen wohl eher 

12 Flessner S. 2 mit weiteren Nachweisen. 
13 Fikentscher § 100 VI "ein Anspruch von wirtschaftlich minderer Quali-

tät"; Bosch FamRZ 1966, 57 "bekanntlich die denkbar schwächste Anspruchs-
basis". 

14 Vgl. Glück S.71; von Savigny S.564f.; Windscheid §§421,424. 
15 Von Mayr, Condictio S. 12. 
16 Die unter Fußn.14 Genannten, außerdem: Mommsen S.320; Wendt 

S. 681; von Mayr, Condictio S. 3. 
17 Windscheid § 424 Nr. 3; Wendt S. 680; Mandry AcP 48, 233, 240. 
18 Von Lübtow S. 21, 22. 
18 Von Tuhr, Festschrift Bekker S. 297 ff.; Siber, Schuldrecht S. 218 ff.; von 

Lübtow S. 20 ff.; Niederländer S. 1 ff.; Flume, Festschrift Niedermayer 
S.103 ff. 
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